
«voname» Seite 1 von 2 

Landkreis Lüchow-Dannenberg  13.11.2017 
Der Landrat 
20 – Finanzen 

FDL S. Erlebach 

Sitzungsvorlage Nr.: 2017/730 
Antrag 

Antrag der UWG-Kreistagsfraktion vom 04.10.2017: Aussetzung/Aufhebung 
der Jagdsteuer auf Nebenleistungen ab dem Haushaltsjahr 2018 

 

Ausschuss für Finanzen und Controlling 23.11.2017 TOP  
 

Kreisausschuss 27.11.2017 TOP  
 

Kreistag 18.12.2017 TOP  
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Stellungnahme der Verwaltung:     

Stellungnahme FDL S. Erlebach, Fachdienst Finanzen: 
 
Im Jahr 2016 betrug die Jagdsteuer insgesamt 198.280,06 EUR.  
Hiervon entfielen auf Nebenleistungen 4.134,63 EUR (davon auf Jagdessen/Jagdball 2.856,24 EUR 
sowie auf Wildschadenentschädigungen 1.278,39 EUR). 
 
Bei der Jagdsteuer handelt es sich um eine Aufwandsteuer.  
 
Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 03.12.2007 (Az.: 9 KN 10/07) 
folgendes ausgeführt: 
Die auf der Ermächtigungsgrundlage in § 3 Abs. 2 Satz 1 NKAG vom Antragsgegner erhobene 
Jagdsteuer ist eine örtliche Aufwandsteuer i.S.v. § 3 NKAG, Art. 105 Abs. 2a GG. Aufwandsteuern sind 
Steuern auf die Einkommens- und Vermögensverwendung für den persönlichen Lebensbedarf, in der 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zum Ausdruck kommt. Der Aufwand als ein äußerlich 
erkennbarer Zustand, für den finanzielle Mittel verwendet werden, ist typischerweise Ausdruck und 
Indikator der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, ohne dass es darauf ankäme, von wem und mit 
welchen Mitteln dieser finanziert wird und welchen Zwecken er des Näheren dient. Örtliche 
Aufwandsteuern erfassen indes nicht die allgemeine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sondern nur 
den besonderen, über die Befriedigung des allgemeinen Lebensbedarfs hinausgehenden Aufwand für 
die persönliche Lebensführung. Erforderlich ist aber auch nicht, dass ein luxuriöser Aufwand betrieben 
wird. Vielmehr reicht es für die Besteuerung aus, wenn mit dem Einkommen oder Vermögen ein 
Aufwand bestritten wird, der über das für die Deckung der allgemeinen Lebensbedürfnisse 
Erforderliche hinausgeht. Die Jagdsteuer ist eine solche Aufwandsteuer, weil es sich bei der Ausübung 
des Jagdrechts unabhängig davon, ob es sich um eine gepachtete Jagd oder um eine Eigenjagd 
handelt, um eine solche besondere Konsumfähigkeit handelt. Da es für die Annahme einer 
Aufwandsteuer unerheblich ist, aus welchen Beweggründen heraus der besondere Aufwand betrieben 
wird scheitert die Einordnung der Jagdsteuer als einer Aufwandsteuer nicht daran, dass mit der 
Jagdausübung auch Ziele und Zwecke des Naturschutzes verfolgt werden (vgl. VGH Baden-
Württemberg, Urt. v. 30.7.1992). 
Die in der hiesigen Jagdsteuersatzung verankerte Besteuerung der o.a. Nebenleistungen trägt der 
vollständigen Besteuerung des den Jägern entstehenden Aufwandes Rechnung. 
 
Der Landkreis kann angesichts seiner Haushaltslage und des Zukunftsvertrages nicht auf die 
vollständige Erhebung von Einnahmen verzichten. Dementsprechend empfiehlt die Verwaltung, den 
Antrag zurückzuweisen 
 
Im Falle einer positiven Entscheidung über den Antrag müsste die vom Antragsteller angeführte 
Jagdsteuersatzung durch Beschluss des Kreistages geändert werden.  
 
 
_____________________   
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